Dresden nazifrei – noch nicht ganz:

Wir kommen wieder!
Eine Analyse von Volkhard Mosler – Kreisvorstand DIE LINKE Frankfurt am Main

Die Nazis wurden gestoppt. Der Trauermarsch fand im zwölften aufeinander folgenden Jahr erstmals nicht mehr statt. Das ist eine herbe Niederlage für die NPD und die ganze Naziszene in Deutschland. Denn mit ihren Gedenkmärschen am 13. Februar jeden Jahres schienen sie einen respektablen Anknüpfungspunkt an die Mehrheitsgesellschaft gefunden zu haben. 

In Zahlen: Im letzten Jahr standen 7000 Nazis etwa 4000 Blockierern, hauptsächlich aus der Autonomenszene, gegenüber. In diesem Jahr war das Zahlenverhältnis 6000  Nazis zu 12.000 aktiven Antifaschisten aus einem viel breiterem politischem Spektrum. 
Der Polizeipräsident von Dresden fasste die Lage aus seiner Sicht zusammen: es sei nicht „verhältnismäßig“ und vertretbar gewesen, das Demonstrationsrecht der NPD gegen die große Zahl der Blockierer mit Polizeigewalt durchzusetzen. In dem Begriff der Unverhältnismäßigkeit steckt die neue politische Lage. Im Gegensatz zu den vergangenen Jahren war es dem Bündnis Dresden Nazifrei im Vorfeld gelungen, breite politische Zustimmung in verschiedensten Lagern für eine aktive und gewaltfreie Blockade zu gewinnen. Versuche der sächsischen CDU-Landesregierung über Staatsanwaltschaften und Gerichte die Gegenbewegung zu kriminalisieren und zu spalten, sind fehlgeschlagen.

Voraussetzung für den Erfolg war erstens der Verzicht des Bündnisses „Dresden nazifrei“ zugleich gegen Nazis und das Gedenken an den 13. Februar 1945 zu mobilisieren und zweitens eine Gewaltverzichtserklärung (gewaltfrei und entschlossen gegen Nazis), und drittens  aber auch eine Absage an eine Politik des bloßen Appells an die Staatsgewalt, die Nazisaufmärsche zu verbieten: aktiver, politisch breiter Widerstand statt passivem, nur symbolischen Protest fern ab vom Platz des Geschehens. 

Die Gegenmobilisierung hat allerdings noch eine zweite, für den Gesamterfolg nicht unwichtige Seite. Schon im vergangenen Jahr war die CDU-Oberbürgermeisterin Orosz unter politischen Druck geraten, die NPD-Aufmärsche nicht länger stillschweigend als Teil eines legitimen Ausdrucks der Trauer an die Brandopfer vom 13. Februar 1945 zu dulden. Erstmals distanzierte sie sich bei der Kranzniederlegung am Heidefriedhof von der NPD. Dieser Druck hat in den vergangenen Monaten zugenommen, so dass es in diesem Jahr zum ersten Mal einen Aufruf des bürgerlichen Lagers gab, der nicht nur ein „stilles Gedenken“ an 1945 vorsah, sondern zugleich einen Protest gegen den Missbrauch des Gedenkens durch die Nazis. Eine Mehrheit der Dresdener stellte sich hinter diesen Aufruf, 15 000 Teilnehmer/innen an der Menschenkette  waren selbst für die Veranstalter eine überraschend große Zahl.
Natürlich hätte diese Veranstaltung den Naziaufmarsch auf der anderen Elbeseite in Dresden-Neustadt nicht verhindert.  Aber es ist falsch, wenn die Junge Welt im Dresden-Leitartikel schreibt: „Ganz im Gegensatz zu den engagierten Blockierern, die den Aufmarsch der Nazis verhinderten, blieb das offizielle Sachsen  seiner politischen Linie treu. („Feierliches Händchenhalten gegen Extremisten“)“. Das sah Holger Apel (NPD) ganz anders, der sich über das „Gegeifer“ der Oberbürgermeisterin Orosz ereiferte. Tatsächlich hat das „offizielle Sachsen“ seine Linie gegenüber dem vergangenen Jahr und den letzten Monaten geändert: von der stillschweigenden Duldung der Nazi-Aufmärsche zur verbalen Distanzierung. Auch die Menschenkette um die Altstadt war eine antifaschistische Kundgebung, wenn auch zur falschen Zeit und am falschen Ort. Aber dies zu ignorieren führt den Widerstand zurück in die politische Isolation. Auch ein Ralf Hron (DGB-Dresden) hat sich unter dem Druck der Gegenmobilisierung nach links bewegt, ebenso ver.di und ein Teil der Gewerkschaften. die noch vor zwei Monaten mit Berufung auf den Dresdener DGB nicht zur Fahrt nach Dresden aufgefordert hatten.  Unser Ziel für das kommende Jahr muss es sein, die 15.000 Dresdener/innen  die in diesem Jahr in der Altstadt gegen die Nazis demonstrierten und die Gewerkschaften, für den aktiven Widerstand zu gewinnen. 
Die Junge Welt verkennt die Zusammenhänge: Der Politikwechsel im „offiziellen Sachsen“ gehört in die Gleichung der „Unverhältnismäßigkeit“, von der der Polizeipräsident sprach. Denn wie hätte das offizielle Sachsen mit seiner Distanzierung vom „Missbrauch des Gedenkens“ (Orosz) durch die Nazis denn dagestanden, wenn auf der einen Seite der Elbe 15.000 Menschen im Zeichen der „weißen Rose“ des Widerstands gegen Faschismus demonstrieren, auf der anderen Seite aber das „offizielle Sachsen“ der Polizei grünes Licht  für den Einsatz von Wasserwerfen, Tränengas, Räumfahrzeuge und Pfeffergeschosse gegen 12.000 aktive Antifaschisten eines breiten politischen Spektrums gegeben hätte?  

Die Mobilisierung durch das Bündnis „Dresden nazifrei“ war erfolgreicher als wir es uns zunächst erhofft hatten. Es mobilisierte nicht nur 12.000 Antifaschisten zur Blockade, es zwang darüber hinaus das offizielle Dresden weg vom bloßen stillen Gedenken und hin zu einem politischen Bruch mit der Naziszene und dies hat es dann wiedert der Polizeiführung erschwert, den Nazis den Weg frei zu knüppeln.
Jetzt muss es darum gehen, die politischen Bedingungen des Erfolges fest zu halten und zu verallgemeinern. Vor allem der Kampf um den DGB und um die Dresdener/innen hat erst begonnen. Die FR schrieb am 15.2. ganz richtig: 

„Es waren vor allem die Zugereisten, die den Dresdenern die Rechten vom Hals hielten.“  Das ist eine politische Schwäche, die es zu überwinden gilt. Deshalb muss auch die Diskussion um das Verhältnis von Gedenken und Antifaschismus jetzt erneut geführt werden.
